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Abwägung zur Bauleitplanung 

der Stadt Neustadt a. Rbge. 

Bebauungsplan Nr. 513B „Vor dem Linnenbalken – 2. BA“ mit örtl. Bauvorschrift 
Stadtteil Hagen 
 
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit  
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB vom 23.10.2023 bis 10.11.2023 
Behördenbeteiligung gemäß  
§ 4 Abs. 1 i.V.m. § 4b BauGB mit Schreiben vom 18.10.2023 bis 24.11.2023 

I. Gesamtliste der beteiligten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange Datum der Äußerung Abwägungs-
empfehlung 

1 Region Hannover 23.11.2023 K,H, B, Z, U 

1 Region Hannover - Denkmalpflege Keine Äußerung  

2 Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr Keine Äußerung  

3 Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hannover Keine Äußerung  

4 Nds. Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- 
und Naturschutz 

Keine Äußerung  

5 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 14.11.2023 K 

6 DB Deutsche Bahn AG DB Immobilien 23.11.2023 H 

7 EBA - Eisenbahn-Bundesamt Keine Äußerung  

8 Landwirtschaftskammer Niedersachsen 24.11.2023 K 

9 Finanzamt Nienburg Keine Äußerung  

10 Amt für reg. Landesentwicklung Leine-Weser 07.11.2023 Z 

11 LGLN - Kampfmittelbeseitigungsdienst 06.11.2023 K 

12 LGLN - Katasteramt Hannover  Keine Äußerung  

13 Polizeikommissariat Neustadt a. Rbge. Keine Äußerung  

14 Landvolk Hannover e. V. Keine Äußerung  

15 Nds. Heimatbund e. V. Keine Äußerung  

16 Naturschutzbeauftragter westlich der Leine Keine Äußerung  

17 Naturschutzbeauftragter östlich der Leine Keine Äußerung  

18 Rasannt Vertrieb Telekommunikation Keine Äußerung  

19 LeineNetz GmbH 14.11.2023 H, K, V 

20 Wasserverband Garbsen-Neustadt a. Rbge. Keine Äußerung - 

21 Abfallwirtschaft Region Hannover Keine Äußerung - 

22 Deutsche Telekom Technik GmbH 11.12.2023 H 

23 Vodafone GmbH Niederlassung Nord Keine Äußerung - 

24 Northern Access GmbH Keine Äußerung - 

25 Avacon Netz GmbH 19.10.2023 K 

26 PLEdoc GmbH 26.10.2023 K 

27 Exxon Mobil Production Deutschland GmbH  20.10.2023 K 

28 Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekom-
munikation, Post und Eisenbahn (BNetzA) 

Keine Äußerung  

29 TenneT TSO GmbH SuedLink 30.10.2023 K 
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Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange Datum der Äußerung Abwägungs-
empfehlung 

30 Transnet BW GmbH SuedlLink 19.10.2023 K 

31 Ev.-luth. Kirchenamt in Wunstorf Keine Äußerung  

32 Bischöfliches Generalvikariat Keine Äußerung  

33 BUND Keine Äußerung  

34 NABU – Ortsverband Neustadt a. Rbge. e.V. 20.11.2023 K, Z, T 

35 NABU Niedersachsen e.V. – Landesgeschäftsst. Keine Äußerung  

36 Hannoverscher Wander- und Gebirgsverein e. V. Keine Äußerung  

 

II. Äußerungen aus der Öffentlichkeit 

Aus der Öffentlichkeit sind keine Äußerungen eingegangen.  
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A b w ä g u n g  d e r  Ä u ß e r u n g e n  z u m  V o r e n t w u r f  Stand: 30.01.2024 

I. Äußerungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 

Lfd. 
Nr. 

Äußerung Abwägungsvorschlag 
Ver- 
merk 

 
1. 

 
Region Hannover 

 
 

 Datum: 23.11.2023   

 zu dem Bebauungsplan Nr.513B mit ÖBV "Vor dem Linnenbalken – 2. 
Bauabschnitt" der Stadt Neustadt a. Rbge., Stadtteil Hagen, wird aus 
der Sicht der Region Hannover als Träger öffentlicher Belange wie folgt 
Stellung genommen: 

 
 

 Raumordnung: 

Grundlage für die raumordnerische Stellungnahme bilden das Landes- 
Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP) sowie das Regionale 
Raumordnungsprogramm Region Hannover 2016 (RROP 2016). 

Die Planung ist mit den Erfordernissen der Raumordnung verein-
bar, sofern die unten benannten Ziele der Raumordnung für die 
Trinkwassergewinnung nicht beeinträchtigt werden. 

 

 

 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

K 

 Belange der Wasserversorgung/Trinkwassergewinnung 

Das Plangebiet befindet sich in südlichen Randbereich des Vorrangge-
bietes Trinkwassergewinnung „Hagen/Neustadt“ gemäß RROP 2016. 

Im RROP 2016 werden zur langfristigen Sicherung der Wasserversor-
gung Vorranggebiete Trinkwassergewinnung festgelegt. In diesen Ge-
bieten müssen alle raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen mit 
der Zweckbestimmung der Trinkwassergewinnung vereinbar sein (vgl. 
RROP 2016 Abschnitt 3.2.4 Ziffer 03). 

Es wird darauf hingewiesen, dass sich die Abgrenzungen der Vorrang-
gebiete Trinkwassergewinnung an den Einzugsgebieten der bestehen-
den und geplanten Wasserversorgungsanlagen bzw. bestehenden 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 

 

K 
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Lfd. 
Nr. 

Äußerung Abwägungsvorschlag 
Ver- 
merk 

Wasserwerken und den ausgewiesenen Wasserschutzgebieten orien-
tieren. Für den Großteil der Einzugsgebiete sind Wasserschutzgebiete 
nach dem NWG durch Verordnung festgesetzt. 
Vorranggebiete sind als so genannte Ziele der Raumordnung gemäß 
§ 4 Raumordnungsgesetz (ROG) bei raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen zu beachten. 

 Zu den Belangen der Trinkwassergewinnung wird auf die Stellung-
nahme der zuständigen Wasserbehörde hingewiesen. Sofern die zu-
ständige Wasserbehörde keine Anregungen oder Bedenken zur 
vorliegenden Planung hat, bestehen hinsichtlich der Belange der Trink-
wassergewinnung auch aus raumordnerischer Sicht keine Bedenken 
gegen die Planung. 

Die Untere Wasserbehörde hat nur auf die Lage des Plange-
biets in der Schutzzone IIIB des Wasserschutzgebiets Hagen 
und dessen Beachtung bei der weiteren Planung sowie den 
Bauarbeiten hingewiesen. 

H 

 Belange der Landwirtschaft 

Das Plangebietes liegt in einem Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft gemäß 
RROP 2016. Gemäß RROP 2016 Abschnitt 3.2.1 Ziffer 02 sollen Böden 
mit einer hohen natürlichen Ertragsfähigkeit vor weiterer Inanspruch-
nahme geschützt und für eine nachhaltige Landwirtschaft gesichert wer-
den. Zum Schutz des Bodens als landwirtschaftliche Produktionsgrund-
lage werden Flächen mit einem teilräumlich spezifischen relativ hohen 
natürlichen Ertragspotenzial als Vorbehaltsgebiete Landwirtschaft fest-
gelegt. Alle raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sollen so 
abgestimmt werden, dass diese Gebiete in ihrer Eignung und besonde-
ren Bedeutung möglichst nicht beeinträchtigt werden. 

Grundsätzlich sind die Belange der Landwirtschaft als sogenannte 
Grundsätze der Raumordnung in die Abwägung einzustellen: Bei raum-
bedeutsamen Planungen und Maßnahmen öffentlicher Stellen sind ge-
mäß § 4 Abs. 1 Raumordnungsgesetz (ROG) 

Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung in Abwä-
gungs- und Ermessensentscheidungen zu berücksichtigen. 

 

 

 

 Eine entsprechende Abwägung ist in der Begründung zum Vorentwurf 
dokumentiert.  

Keine Abwägung erforderlich. K 
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Lfd. 
Nr. 

Äußerung Abwägungsvorschlag 
Ver- 
merk 

 Untere Waldbehörde 

Von Seiten der Unteren Waldbehörde bestehen keine Anregungen oder 
Bedenken zur o. g. Planung. 

 

Keine Abwägung erforderlich. 

 
K 

 Bodenschutz 

Die Untere Bodenschutzbehörde ist im Rahmen nachfolgender Bauge-
nehmigungsverfahren für die betreffende/n Flächen/n zu beteiligen. 

 

Der Hinweis wird der Baugenehmigungsbehörde zur Kennt-
nis gegeben.  

 

H 

 Stellungnahme zum nachsorgenden Bodenschutz 

Der Planungsbereich wird durch das Altlasten- und Verdachtsflächenka-
taster der Region Hannover nicht erfasst. Aktuell liegen keine Hinweise 
auf schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Planungsbereich 
vor. 

 

Der Hinweis wird in der Begründung ergänzt. 

 

B 

 Stellungnahme zum vorsorgenden Bodenschutz 

Maßnahmen zum Bodenschutz sind auch Maßnahmen zur Klimafolgen-
anpassung.  

Die fehlende Berücksichtigung des Schutzgutes Boden und der Boden-
funktionserfüllung bei den weiteren Planungsschritten widerspricht den 
Anforderungen des Bodenschutzrechts, den Zielen der Klimafolgenan-
passung (z.B. Hochwasserschutz, Schutz vor Starkregenereignissen, 
Verminderung der Aufheizung von Siedlungsbereichen) und den Zielen 
von kommunalen städtebaulichen Entwicklungskonzepten. 

 

Die Stadt berücksichtigt die Belange des Bodenschutzes 
nach den einschlägigen Vorschriften des BauGB bei allen 
Planungsschritten der Bauleitplanung in der im Einzelfall ge-
botenen Art und Weise. 

Für die Stadt ist nicht erklärbar, welches städtebauliches Ent-
wicklungskonzept nicht berücksichtigt sein soll. 

 

Z 

 Versäumnisse zu Maßnahmen zum Bodenschutz können mit hohen 
Folgekosten und der Gefährdung für die Schutzgüter Umwelt und die 
menschliche Gesundheit verbunden sein. 

Dem stimmt die Stadt zu und berücksichtigt daher die Be-
lange des Bodenschutzes nach den einschlägigen Vorschrif-
ten des BauGB.  

K 

 Das Planvorhaben umfasst insgesamt eine Flächengröße von ca. 
1,7 ha. 

Durch die Planung wird Boden im Geltungsbereich des B-Planes durch 
Versiegelung verbraucht. Die Bodenfunktionserfüllung wird durch das 

Das ist zutreffend. 
 

Mit einer Planung kann ebenso wenig Boden „verbraucht“ 
werden, wie mit der Umsetzung der Planung.  
Boden wird bei der Umsetzung der Planung versiegelt oder 

 

 

Z 
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Äußerung Abwägungsvorschlag 
Ver- 
merk 

Planvorhaben stark eingeschränkt und zum Teil zerstört. Die Festset-
zung von Baugebieten mit Einzel-, Doppel- und Reihenhäusern mit ge-
ringer Geschossflächenzahl bedeutet einen besonders hohen 
Flächenverbrauch. Vor dem Hintergrund des sparsamen Umganges mit 
Grund und Boden wird das aktuelle Planvorhaben im Hinblick auf den 
Verbrauch des Schutzgutes Boden als kritisch eingestuft. Zum Errei-
chen der Ziele zum sparsamen Umgang mit Grund und Boden und des 
Netto-Null-Zieles für den Bodenverbrauch wird dringend empfohlen zu-
künftig Alternativen zu Planungen mit einem hohen Flächenverbrauch 
abzuleiten. 

 

teilweise versiegelt, soweit es unvermeidlich ist. Dadurch 
werden Bodenfunktionen nach BBodSchG ggf. beeinträch-
tigt. 

Die Stadt ermittelt in der Umweltprüfung die voraussichtli-
chen Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen und ihre vo-
raussichtlichen Beeinträchtigungen bei Umsetzung der 
Planung in der Art und Intensität wie dies gesetzlich geboten 
ist (Grundsatz der Verhältnismäßigkeit) und leitet daraus ggf. 
erforderliche Maßnahmen zum Ausgleich nach BauGB ab, 
über die im Rahmen der Abwägung entschieden wird. 

Bei den Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung hat 
die Stadt neben Maßgaben zur Reduktion des Flächenver-
brauchs und zum Schutz des Bodens mit seinen vielfältigen 
Funktionen viele andere Belange zu berücksichtigen, z. B. 
die Anforderungen an ein gesundes und attraktives Woh-
numfeld der neuen Bevölkerung, des örtlichen Klimaschut-
zes, des Verkehrs, des Orts- und Landschaftsbildes usw. 
Diese Belange werden in die Abwägung eingestellt und unter 
Berücksichtigung der Zielvorstellungen der Stadt entspre-
chend gewichtet. 

Vor und im Rahmen jeder Bauleitplanung prüft die Stadt ge-
nau, inwieweit die Inanspruchnahmen bisher unversiegelter 
Bodenflächen erforderlich und unvermeidbar ist, um die städ-
tebaulichen Ziele der Stadt zu erreichen und um den Anfor-
derungen des § 1a Abs. 2 BauGB gerecht zu werden. 

 Bodenschutzfachliche Bewertung der aktuellen Flächennutzung: 

Aktuell wird der Planungsbereich landwirtschaftlich (Ackerbau) genutzt. 

Landwirtschaftliche Nutzflächen (Ackerland) weisen grundsätzlich eine 
mittlere Naturnähestufe auf (Stufe 3 von 5). Durch die landwirtschaftli-
che Nutzung finden Eingriffe in die oberflächennahen Bodenbereiche 

 

Das ist zutreffend.  

Die Stadt nimmt die Erläuterungen der Region zur Kenntnis. 
Sie teilt die Beurteilungen und Bewertung nur zum Teil.  

 

 

Z, U 
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statt. Es besteht die Besorgnis von Bodenverdichtungen sowie Anrei-
cherungen von z.B. Nährstoffen oder Pflanzenschutzmitteln. Durch den 
Einbau von Dränagen kann der Bodenwasserhaushalt verändert sein. 
Der Planungsbereich weist eine keine besonderen Empfindlichkeiten 
hinsichtlich der Bodenverdichtungs-, der Wasser- oder Winderosionsan-
fälligkeit auf. 

Durch die gute fachliche Praxis in der Landwirtschaft soll erreicht wer-
den, dass nur geringe Auswirkungen auf das Schutzgut Boden und die 
Bodenfunktionserfüllung eintreten. Grundsätzlich kann davon ausge-
gangen werden, dass die Bodenfunktionserfüllung landwirtschaftlich ge-
nutzter Böden in geringem bis mittleren Umfang beeinträchtigt wird. 

Der Planungsbereich weist eine mittlere und hohe natürliche Boden-
fruchtbarkeit auf. Es liegt eine hohe Filter- und Pufferfunktion für Schad-
stoffe im Oberboden vor, dass Schutzpotenzial der 
Grundwasserüberdeckung zum Schutz des oberen Grundwasserleiters 
vor der Befrachtung mit potenziellen Schadstoffen ist hoch. Das Land 
Niedersachsen weist für den Planungsbereich kein nitratsensibles Ge-
biet aus. Der Planungsbereich ist für die aktuelle landwirtschaftliche 
Nutzung gut geeignet.  

Durch die Planung finden Eingriffe in das Schutzgut Boden durch z.B. 
Bodenausbau, Bodenaustausch, Bodenverdichtung und die Versiege-
lung von Böden statt. Die Naturnähestufe verringert sich auf geringe 
Stufe (Stufen 1 und 2 von 5). Die Bodenfunktionserfüllung wird durch 
die Planung stark beeinträchtigt bzw. zerstört.  

Die Bodenfunktionserfüllung der bodenschutzrechtlich relevanten Bo-
denfunktionen gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz § 2 Abs. 2 Nr. 1, 2 
und 3c und die Auswirkungen der Planung auf das Schutzgut Boden 
und die Bodenteilfunktionserfüllung werden für den Planungsbereich an-
hand der digitalen Bodenfunktionskarte der Region Hannover abge-
schätzt: 

 
Insbesondere die Beurteilung und Bewertung möglicher Be-
einträchtigungen von Bodenfunktionen und deren konkrete 
Ausprägung, unabhängig von der konkreten Planung und 
den vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung, hält die 
Stadt nicht für sachgerecht.  

Bei der weiteren Planung wird die Stadt die Belange des Bo-
denschutzes in dem Maße ermitteln, wie es die Sach- und 
Problemlage in diesem (Einzel-) Fall erfordert und die Ergeb-
nisse in die Abwägung einstellen. Dabei wird sie auf Metho-
den zurückgreifen, die der Sachlage in diesem Einzelfall 
angemessen sind und gerecht werden.  
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 Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 

Im Umweltbericht und der Begründung zum B-Plan ist zu berücksichti-
gen, dass sich im Planungsbereich ein Suchraum für schutzwürdige Bö-
den (hier Boden mit kulturgeschichtlicher Bedeutung - Plaggenesch) 
befindet. Plaggenesche sind über Jahrhunderte menschlicher Einwir-
kung entstanden und stellen ein Zeugnis menschlicher Siedlungs- und 
Kulturentwicklung dar, deren Entwicklung durch die anthropoge Beein-
flussung heute abgeschlossen ist. Plaggenesche stellen ein bodenkund-
liches Dokument dar und sind Fundstelle für historische Artefakte. 
Plaggenesche weisen i.d.R. eine hohe Bodenfunktionserfüllung auf und 
können einen bedeutenden Kohlenstoffspeicher darstellen. Diese Bö-
den sind bei Beeinträchtigung oder Zerstörung nicht wiederherstellbar, 
ein Verlust ist nicht ausgleichbar. 

In der Begründung bzw. im geotechnischen Untersuchungsbericht wird 
aufgeführt, dass im Rahmen der Baugrunderkundung keine Hinweise 
auf das Vorliegen von Plaggenesch-Böden im Bereich des betrachteten 
Erschließungsgebietes angetroffen wurden. Es fehlt eine Begründung 
für diese Einschätzung/ Ableitung. Die Indikatoren, die zur Ableitung 
von Esch-Böden im Rahmen der Baugrunderkundung herangezogen 
wurden sind zu benennen. Begründung: Im Ergebnis der Baugrunder-
kundung wird eine 0,40 - 0,90 m dicken Deckschicht aus Mutter- bzw. 
Ackerboden festgestellt. Diese unüblich hohe Mutterbodenmächtigkeit 
kann ein Indikator für einen Plaggenesch darstellen. Die Ableitung, dass 
im Planungsbereich kein Plaggenesch vorhanden ist, ist näher auszu-
führen und zu begründen. 

 

Als Trägerin der Bauleitplanung entscheidet die Stadt in ei-
gener Verantwortung und nach den Vorschriften des BauGB, 
sowie unter Berücksichtigung des Einzelfalls vor dem Hinter-
grund des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit über Art und 
Umfang angemessener und erforderlicher Erhebungen.  

Die Bedeutung der Eschböden ist der Stadt bekannt.  

 

 

 

 

Die Stadt stützt sich bei der Beurteilung, ob schutzwürdige 
Eschböden vorliegen und bei der Umsetzung der Planung 
betroffen sein können auf das Gutachten ausgewiesener Bo-
dengutachter. Sie hat keinen Anlass deren Ergebnisse anzu-
zweifeln und weitere Daten und Belege für die Herleitung 
einzufordern.  

 

 
Z 

 Grundsätzlich sind für jedes B-Planverfahren die bodenschutzrechtlich 
relevanten Bodenfunktionen gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz § 2 
Abs. 2 Nr. 1, 2 und 3c im Planungsbereich zu bewerten. Die Auswirkun-
gen der Planung auf das Schutzgut Boden und die Bodenteilfunktions-
erfüllung sind fachgerecht abzuleiten. Es sind funktionsbezogene 
Kompensationsmaßnahmen, sowie fachgerechte Vermeidungs- und 

Die Vorschriften des BBodSchG sind nach § 3 Abs. 1 auf 
schädliche Umwelteinwirkungen (nur) anwendbar, soweit 
Vorschriften des BauGB Einwirkungen auf den Boden nicht 
regeln. Daraus folgt, dass z. B. auch die Bodenschutzklausel 
des BauGB Vorrangwirkung gegenüber dem BBodSchG zu-
kommt; dessen Regelungen kommen nur subsidiär zur An-
wendung (vgl. WAGNER 2023, Kommentar zum BauGB, 
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Verminderungsmaßnahmen für das Schutzgut Boden und die Boden-
funktionserfüllung abzuleiten.  

Das Schutzgut Boden ist im Rahmen der Umweltprüfung fachgerecht zu 
betrachten. Für dieses Planverfahren ist im Planungsbereich eine Bo-
denfunktionsbewertung durch feldbodenkundliche Untersuchungen in 
Anlehnung an den Geo-Bericht 26 –„Bodenfunktionsbewertung auf regi-
onaler und kommunaler Ebene - Ein niedersächsischer Leitfaden für die 
Berücksichtigung der Belange des vorsorgenden Bodenschutzes in der 
räumlichen Planung“ des Landesamts für Bergbau, Energie und Geolo-
gie (LBEG) durchzuführen. Es ist zu prüfen, ob im Planungsraum ein 
Plaggenesch vorliegt und ggf. in welcher Ausprägung der Plaggenesch 
festgestellt werden kann. Die Bodenfunktionsbewertung Erfüllung aus-
reichend. 

 

Kap. 1, Teil 1, RN 42a, S. 44). Das BBodSchG unterstützt 
z. B. mit seinen Begrifflichkeiten die bauleitplanerische Beur-
teilung (vgl. WAGNER 2023, Kommentar zum BauGB, Kap. 
1, Teil 1, RN 42a, S. 45). 

Das BauGB enthält in den §§ 1 und 1a eine Reihe von Rege-
lungen wie mit schädlichen Umwelteinwirkungen, die bei der 
Umsetzung der Bauleitpläne eintreten können, umzugehen 
ist. In Verbindung mit den Vorschriften des Naturschutz-
rechts auf Bundes- und Landesebene zum Schutzgut Boden 
und den dortigen Vorschriften zum Ausgleich und Ersatz un-
vermeidbarer erheblicher Beeinträchtigungen aller Schutzgü-
ter und deren Funktionen, die in der Bauleitplanung nach den 
Vorschriften des BauGB anzuwenden sind, sind die Maßga-
ben des BBodSchG abgebildet.  

Weder das BBodSchG, das BNatSchG, das NNatSchG, 
noch das BauGB enthalten Vorschriften, in welcher Art und 
Intensität die Schutzgüter und ihre voraussichtlichen Beein-
trächtigungen zu erfassen bzw. zu prognostizieren sind.  

Die im BBodSchG genannten einzelnen Bodenfunktionen 
sind zur Betrachtung des Schutzgutes heranzuziehen, soweit 
der Aufwand der Bearbeitung in diesem Detaillierungsgrad 
im Einzelfall sachlich geboten ist. Die Bearbeitung der unter-
schiedlichen Bodenfunktion ist seit Jahren fachliche Praxis 
und in der Regel deckungsgleich mit dem Vorgehen und den 
Inhalten der Bearbeitung des Schutzgutes Boden nach den 
Maßgaben des BauGB in Verbindung mit den Vorschriften 
des Naturschutzrechts. 

Die Entscheidung über Art, Methodik und Intensität der Er-
mittlung und der Prognosen obliegt in der Bauleitplanung 
dem Plangeber, der dies unter Berücksichtigung der Sach- 
und Problemlage im Einzelfall entscheidet. Dabei ist das Ge-
bot der Verhältnismäßigkeit stets zu beachten.  
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Wie bereits oben ausgeführt hat die Stadt hat durch ein  
Gutachterbüro fachgerecht überprüfen lassen, ob ein Plag-
genesch vorliegt. Am Ergebnis, dass dies nicht der Fall ist, 
liegen der Stadt keine anderen Erkenntnisse vor, die eine er-
neute Begutachtung notwendig erscheinen lassen.  

Der letzte Satz der Stellungnahme der Region Hannover zur 
Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung kann von 
der Stadt nicht bewertet werden.  

 Im Umweltbericht sind fachgerechte Vermeidungs- und Verminderungs-
maßnahmen zum Schutz des Bodens und zum Erhalt der Bodenteil-
funktionserfüllung in die Umweltprüfung/ den Umweltbericht 
aufzunehmen. Zur Ableitung geeigneter Vermeidungs- und Verminde-
rungsmaßnahmen ist jede der o.g. Bodenteilfunktionen spezifisch zu 
betrachten. Die Bodenempfindlichkeit gegenüber Bodenerosion (Wind 
und Wasser) sowie gegenüber Bodenverdichtung ist zu berücksichti-
gen. Für Auswirkungen auf das Schutzgut Boden und die Bodenfunkti-
onserfüllung, die nicht vermieden oder vermindert werden können, sind 
fachgerechte und funktionsbezogene Kompensationsmaßnahmen abzu-
leiten. Hierbei ist jede Bodenteilfunktion zu berücksichtigen. 

Die Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung der Auswirkungen 
der Planungen auf das Schutzgut Boden und die Bodenfunktionserfül-
lung sind sowohl für die Erschließungsmaßnahmen als auch im Rah-
men der Bauantragsverfahren zu beachten und umzusetzen. Es wird 
empfohlen die Umsetzung der fachgerechten Maßnahmen zum Schutz 
des Bodens und der Bodenfunktionserfüllung über einen städtebauli-
chen Vertrag zur Erschließung der Grundstücke im Plangebiet sicherzu-
stellen. 

Die erforderlichen Maßnahmen zur Vermeidung und zum 
Ausgleich unvermeidbarer Beeinträchtigungen aller von der 
Stadt zu berücksichtigenden Schutzgüter und Funktionen 
werden von der Stadt mit angemessenen fachgerechten Me-
thoden untersucht, die Ergebnisse im Umweltbericht doku-
mentiert und die über die vorgesehenen Maßnahmen im 
Rahmen der Abwägung nach den Vorschriften des BauGB 
entschieden.  

 

 

Über die Art und Weise der Festlegung von Maßnahmen zur 
Vermeidung und zum Ausgleich nach BauGB entscheidet die 
Stadt. Sie bedankt sich für den Hinweis der Bodenschutzbe-
hörde zu den städtebaulichen Verträgen als eine der in 
Frage kommenden Möglichkeiten. 

 

 Textliche Festsetzungen 

Für das Schutzgut Boden sind nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB folgende 
textliche Festsetzungen vorzunehmen: 

 

Die Stadt entscheidet in eigener Verantwortung in der Abwä-
gung über die erforderlichen Maßnahmen zur Vermeidung 

 
Z 
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 Es ist unzulässig Abfälle, Fremd- und Störstoffe (z.B. Bauschutt, 
Ziegel/ Ziegelbruch, Glas, Holz, Metall, Schlacken, Plastik etc.) 
in den durchwurzelbaren Boden einzubringen oder einzuarbei-
ten. Eingebrachte oder eingearbeitete Abfälle, Fremd- und/ oder 
Störstoffe sind zu beseitigen. 

 Durchwurzelbare Böden dürfen keine Bodenschadverdichtung 
aufweisen. Der Einsatz dynamischer Verdichtungsgeräte im Be-
reich durchwurzelbarer Böden ist unzulässig. 

 Die oberste Bodenschicht durchwurzelbarer Böden von 0 – 0,3 
m u GOK ist mit humosem Oberboden (Mutterboden) mit einem 
Corg-Gehalt (gesamter organischer Kohlenstoff) von mindestens 
1 Masse-% herzustellen. 

 Der Mutterboden (humose Oberboden) ist vor Überbauung so-
wie sonstigen Veränderungen der Erdoberfläche abzuschieben, 
in nutzbarem Zustand zu erhalten und zu verwerten. 

 

und zum Ausgleich. Gleiches gilt für die Art und Weise, wie 
diese Maßnahmen festgelegt werden.  

Die Stadt nimmt die Vorschläge zur Kenntnis. Sie folgt die-
sen Vorschlägen allerdings nicht, weil es sich teilweise um 
Sachverhalte handelt, die aufgrund existierender gesetzlicher 
und untergesetzlicher Vorschriften keiner Festsetzung in ei-
nem B-Plan bedürfen.  

Andere Vorschläge sind nach Überzeugung der Stadt als 
textliche Festsetzungen in einem Bebauungsplan ungeeignet 
und im Rahmen der Umsetzung der Planung kaum vollzieh-
bar, weil die Regelungsadressaten von Form und Inhalt über-
fordert werden und eine Vollzugskontrolle durch die 
zuständigen Behörden nicht zu erwarten ist.  

Mutterboden ist nach den Vorschriften des § 202 BauGB ge-
schützt. Gesonderte Festsetzungen im Bebauungsplan sind 
daher nicht erforderlich. 

Erhebliche Zweifel hat die Stadt auch an der städtebaulichen 
Begründung und der Rechtfertigung der vorgeschlagenen 
Festsetzungen. Auf jeden Fall fehlt es ihnen an einem aus-
reichenden Bezug zum vorliegenden Einzelfall. 

 Gewässerschutz 

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht ist die Oberflächenentwässerung des 
Plangebietes noch nachzuweisen. 

Im Plangebiet verlaufen Gewässer 2. Ordnung. Die Nutzung 5 m beider-
seits der Gewässer ist durch die Gewässerunterhaltungsverordnung der 
Region Hannover eingeschränkt. Die Belastung ist im Bebauungsplan 
als Fahrrecht oder als Fläche für die Wasserwirtschaft darzustellen. 

 

Der Nachweis wird im Rahmen der Durchführung der Pla-
nung geführt. 

Auch nach intensiver Prüfung hat die Stadt im Plangebiet 
kein Gewässer 2. Ordnung feststellen können. Hier scheint 
es sich um einen Irrtum zu handeln. 

 

 

H 

 

 Sofern im Zusammenhang mit Bautätigkeiten das Entnehmen, Zuta-
gefördern, Zutageleiten oder Ableiten von Grundwasser erforderlich ist 

Die Stadt bedankt sich für die Hinweise, deren Berücksichti-
gung Sache der Durchführung der Planung ist. 

H 
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und damit eine Grundwasserbenutzung stattfindet, bedarf es grundsätz-
lich einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Erlaubnisfrei ist lediglich die vo-
rübergehende Grundwasserbenutzung (Absenkung während der 
Baumaßnahme) in einer geringen Menge (insgesamt weniger als 5.000 
m³). Wasserrechtliche Antragsunterlagen sind mindestens 6 Wochen 
vor Beginn der geplanten Grundwasserabsenkung für die Durchführung 
eines wasserrechtlichen Verfahrens nach den §§ 8, 9 und 10 des Ge-
setzes zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Wasserhaushaltsgesetz - 
WHG) bei der Unteren Wasserbehörde der Region Hannover einzu-
reichen. 

 Das Vorhaben befindet sich im WSG Hagen Zone 3. Dies ist bei der 
weiteren Planung sowie den Bauarbeiten zu beachten. 

Die Lage des Plangebiets in der Schutzzone III des Wasser-
schutzgebiets Hagen ist bereits nachrichtlich in die Plan-
zeichnung übernommen und in der Begründung aufgeführt.  

 

 Immissionsschutz 

Vorbehaltlich einer unveränderten Sach- und Rechtslage werden fol-
gende Bedenken und Hinweise vorgetragen: 

1. Die in das Verfahren eingestellte Schalltechnische Untersuchung ist 
in unzulässiger Weise „veraltet“, da Verkehrsgeräusche im Sinne der 
DIN 18005 und der 16. BImSchV nicht durch Anwendung der RLS-90, 
sondern der RLS-19 zu ermitteln sind. Da der erforderliche Verträglich-
keitsnachweis (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB und § 1 Abs. 6 Nr. 7c 
BauGB in Verbindung mit § 3 Abs. 1 BImSchG) nicht erbracht wird, wird 
empfohlen, die Untersuchung an den aktuellen Erkenntnisstand anzu-
passen und hierbei auch den Prognosehorizont zu aktualisieren. 

Fundstellennachweise 

BImSchG 
Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt durch Artikel 
11 Absatz 3 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202) ge-
ändert. DIN 18005 Schallschutz im Städtebau - Grundlagen und Hin-
weise für die Planung, Juli 2023. 

 

Die Stadt hat die Gesellschaft für technische Akustik mbH 
(GTA mbH) um eine Einschätzung der Äußerung der Region 
gebeten. Die Einschätzung wird vollständig wiedergegeben: 

„der schalltechnischen Untersuchung B0431903-2 vom 
23.06.2020 liegen folgende Emissionskennwerte gemäß 
RLS-90 zum Straßen-Verkehrslärm der K 301 im Abschnitt 
mit 50 km/h zugrunde: 

L m,E = 57,4 / 47,2 dB(A) Tag / Nacht 

Diesen Werten entsprechen Pegel der längenbezogenen 
Schallleistung von 

L W‘ = 76,6 / 66,2 dB(A)/m. 

Gemäß den RLS-19, den Nachfolgevorschriften der RLS-90, 
ergeben sich für die K 301 Pegel der längenbezogenen 
Schallleistung von 

L W‘ = 77,6 / 69,5 dB(A)/m 

 
 

Z 
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16. BImSchV  
Verkehrslärmschutzverordnung vom 12. Juni 1990 (BGBl. I S. 1036), 
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 4. November 2020 (BGBl. I 
S. 2334) geändert  

RLS-90 
Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen - RLS-90; Bundesminister für 
Verkehr, Abt. Straßenbau; erarbeitet durch Forschungsgesellschaft für 
Straßen- und Verkehrswesen, Arbeitsausschuss „Immissionsschutz an 
Straßen“, Köln; eingeführt durch Allgemeines Rundschreiben Straßen-
bau Nr. 8/1990 des Bundesministers für Verkehr. 

RLS 19 
Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen - RLS-19 der Forschungsge-
sellschaft für Straßen- und Verkehrswesen e.V. (FGSV 052), Ausgabe 
2019, inklusive der „Technischen Prüfvorschriften zur Korrekturwertbe-
stimmung der Geräuschemission von Straßendeckschichten“ (TP 
KoSD-19) (FGSV 053), Inkrafttreten über die 2. Verordnung zur Ände-
rung der 16. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes ab dem 1. März 2021. 

 

(Umrechnung der RLS-90 Lkw-Anteile auf RLS-19 gem. der 
Vorgehensweise der NLStBV bei Zähldaten vor 2015). 

Demnach ergeben sich Pegelerhöhungen von am Tage + 1 
dB und nachts von + 3 dB. 

Beurteilung der Änderungen am Tage: 

Bisher ergaben sich Beurteilungspegel durch Verkehrslärm 
(Summe aus Straßenverkehrslärm und Schienenverkehrs-
lärm) von 54 – 56 dB(A). Unterstellt man einen primären Ein-
fluss des Verkehrslärms der K 301 (im westlichen Teil des 2. 
Bauabschnitts überschätzt diese Annahme die Situation) , so 
ergeben sich zukünftig mit bis zu 1 dB Steigerung der Teil-
quelle Straße 55 bis 57 dB(A). Beurteilungsrelevant sind am 
Tage die Außenwohnbereiche. Maßnahmen zu deren Schutz 
können regelmäßig bei Überschreitungen von bis zu 3 dB o-
der in Einzelfällen sogar bis 5 dB abgewogen werden. Damit 
liegen die 57 dB(A) als obere Grenze des Beurteilungspegels 
mit 2 dB Überschreitung noch im abwägbaren Bereich der 
Überschreitungen des Orientierungswerts der DIN 18005 für 
Verkehrslärm in allgemeinen Wohngebieten von 55 dB(A). D. 
h. es ist nicht zwingend notwendig Maßnahmen zum Schutz 
von Außenwohnbereichen vor Verkehrslärm im Bebauungs-
plan festzusetzen. 

Beurteilung in der Nacht: 

Der Isophonenverlauf des Verkehrslärm-Pegels zeigt, die 
Beurteilungspegel im Bereich des 2. Bauabschnitts werden 
maßgeblich durch Schienenverkehrslärm verursacht. Die 
Straße hat nur in ihrem Nahbereich außerhalb des Plange-
biets einen deutlichen Einfluss. Die 3 dB rechnerische Pe-
gelerhöhung durch die Teilquelle „Straße“ werden den 
Summenpegel auf den Bauflächen im Bereich des 2. Bauab-
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schnitts rechnerisch nicht ändern. Nächtliche Beurteilungspe-
gel besitzen nur einen Einfluss auf den maßgeblichen Au-
ßengeräuschpegel, welcher die Anforderungen an den 
baulichen Schallschutz beschreibt. Diese Anforderungen än-
dern sich somit im Bereich des 2. Bauabschnitts nicht. 

Eine Anwendung des Verfahrens der RLS-19 anstelle der 
RLS-90 führt im vorliegenden Fall zu keinen Änderungen an 
den Festsetzungen.“ 

Unter Berücksichtigung der Ausführungen der GTA mbH wird 
auf eine Aktualisierung des Gutachtens verzichtet.  

Hinsichtlich des Prognosezeitraums ist aus der Sicht der 
Stadt ebenfalls keine Aktualisierung des Gutachtens erfor-
derlich. In dem Gutachten aus dem Jahr 2020 wurde bereits 
ein Prognosehorizont 2030 zugrunde gelegt. 

Die Vorschläge der Region werden nicht berücksichtigt. 

 2. Um die Übermittlung des im Verfahren in Bezug genommenen 
Schallgutachtens der Fa. AMT vom 16.01.2014 wird gebeten: 

Das Schallgutachten der Fa. AMT vom 16.01.2014 wird der 
Region im Rahmen der öffentlichen Auslegung zur Verfü-
gung gestellt. 

 

 Brandschutz 

Auf die Anforderungen gemäß § 4 NBauO in Verbindung mit dem § 1 
und § 2 der DVONBauO bezüglich der Zugänglichkeit der Gebäude zur 
Sicherstellung der Rettungswege, wird vorsorglich hingewiesen. 

Bei der Neugestaltung der Verkehrsflächen sind die Belange der Feuer-
wehr, insbesondere der Einsatz von Fahrzeugen der Feuerwehr bzw. 
Rettungswagen, zu berücksichtigen. Das gilt bei der Ausgestaltung der 
Zuwegungsflächen (Durchfahrtsbreiten und –höhen, Wendebereiche, 
Kurvenradien). 

 

Die Stadt bedankt sich für die Hinweise. 

Die Anforderungen des § 4 NBauO betreffen die Durchfüh-
rung der Planung. Sie sind im Baugenehmigungsverfahren 
zu berücksichtigen. 

Bei der Neugestaltung der Verkehrsflächen werden die Be-
lange der Feuerwehr berücksichtigt. 

 

 

H 

 Regionsstraßen 

Zu der o.g. Planung bestehen keine Bedenken. 

 

Keine Abwägung erforderlich. 

 

K 



Bebauungsplan Nr. 513B „Vor dem Linnenbalken – 2. Bauabschnitt“ mit örtlicher Bauvorschrift, Stadtteil Hagen 

Seite 15 von 24 

Lfd. 
Nr. 

Äußerung Abwägungsvorschlag 
Ver- 
merk 

 ÖPNV 

Zu der o.g. Planung bestehen keine Anregungen und Bedenken. 

 

Keine Abwägung erforderlich. 

 

K 

 

05 

 

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) 
 

 
 

 Datum: 14.11.2023   

 in Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir zum 
o.g. Vorhaben folgende Hinweise: 

Durch das Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe dazu verlaufen erd-
verlegte Gashochdruckleitungen bzw. Rohrfernleitungen. Bei diesen 
Leitungen sind Schutzstreifen zu beachten, die von jeglicher Bebauung 
und von tiefwurzelndem Pflanzenbewuchs frei zu halten sind. Bitte be-
teiligen Sie den aktuellen Leitungsbetreiber direkt am Verfahren, damit 
ggf. erforderliche Abstimmungsmaßnahmen (genauer Leitungsverlauf, 
Breite des Schutzstreifens etc.) eingeleitet werden können. Der Lei-
tungsbetreiber kann sich ändern, ohne dass es eine gesetzliche Mittei-
lungspflicht gegenüber dem LBEG gibt. Wenn Ihnen aktuelle 
Informationen zum Betreiber bekannt sind, melden Sie diese bitte an 
Leitungskataster@lbeg.niedersachsen.de. Weitere Informationen erhal-
ten Sie hier. Die beim LBEG vorliegenden Daten zu den betroffenen 
Leitungen entnehmen Sie bitte der nachfolgenden Tabelle: 

 

Wenn die Beteiligung der Leitungsbetreiber bereits im Rahmen früherer 
Planungsverfahren durchgeführt wurde und zwischenzeitlich keine Ver-
änderung des Leitungsverlaufs erfolgte, ist die Erfordernis einer erneu-
ten Beteiligung der genannten Unternehmen durch die 
verfahrensführende Behörde abzuwägen. 

 
 

Die Stadt bedankt sich für die Hinweise. Die Gashochdruck-
leitung verläuft außerhalb des Plangebiets (vgl. das Schrei-
ben der LeineNetz GmbH, lfd. Nr. 19).  

 
 

K 
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 Baugrund 

Im Untergrund des Standorts können lösliche Sulfat-/Karbonatgesteine 
in Tiefen anstehen, in denen mitunter Auslaugung stattfindet und lokal 
Verkarstung auftreten kann. Im näheren Umfeld des Standorts sind bis-
her keine Erdfälle bekannt. Formal ist dem Standort die Erdfallgefähr-
dungskategorie 1 zuzuordnen (gem. Erlass des Niedersächsischen 
Sozialministers "Baumaßnahmen in erdfallgefährdeten Gebieten" vom 
23.2.1987, Az. 305.4 - 24 110/2 -). Im Rahmen von Baumaßnahmen am 
Standort sind bezüglich der Erdfallgefährdung keine besonderen kon-
struktiven Sicherungsmaßnahmen notwendig. 

Im Zuge der Planung von Baumaßnahmen verweisen wir für Hinweise 
und Informationen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den 
NIBIS Kartenserver: Thema Ingenieurgeologie . Die Hinweise zum Bau-
grund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine geotechnische 
Erkundung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechni-
schen Bericht. Geotechnische Baugrunderkundungen/-untersuchungen 
sowie die Erstellung des geotechnischen Berichts sollten gemäß der 
DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils 
gültigen Fassungen erfolgen. 

 

Der Hinweise zum Baugrund werden zur Kenntnis genom-
men. 

Die Stadt hat zu dieser Frage ein Gutachten beauftragt, das 
zusammenfassend zu dem Ergebnis kommt: „Die gewachse-
nen Schmelzwassersande stellen einen ausreichend bis gut 
tragfähigen Baugrund dar“. 

 

K 

 

 Hinweise 

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine 
weiteren Hinweise oder Anregungen. 

Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegen-
über den raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend 
berücksichtigen zu können. Die Stellungnahme wurde auf Basis des ak-
tuellen Kenntnisstandes erstellt. Die verfügbare Datengrundlage ist we-
der als parzellenscharf zu interpretieren noch erhebt sie Anspruch auf 
Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren 
Rechtsvorschriften und Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaub-
nisse, Bewilligungen oder objektbezogene Untersuchungen. 

 

Keine Abwägung erforderlich. 

 

K 
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Deutsche Bahn (DB), Konzernstellungnahme 

  
 

 Datum: 23.11.2023   

 Die DB AG, DB Immobilien, als von der DB AG und ihren Konzernunter-
nehmen bevollmächtigtes Unternehmen, übersendet Ihnen hiermit fol-
gende Gesamtstellungnahme der Träger öffentlicher Belange zum o.g. 
Verfahren. 

Aus Sicht der DB AG und ihrer Konzernunternehmen bestehen bei Be-
achtung und Einhaltung der nachfolgenden Bedingungen / Auflagen und 
Hinweise keine Bedenken. 

In ca. 70 m Entfernung befindet sich die o.g. Bahnstromleitung. Der Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans liegt außerhalb des Schutzstreifens 
der Bahnstromleitung. Sollte es zu Lagerung von Rohstoffen oder der 
Baufahrzeuge unterhalb der Bahnstromleitung kommen, ist dies durch 
das zuständige Bauunternehmen an folgende Mailadresse zu melden: 
DB.Energie.TechnischesBueroNord@deutschebahn.com  

Bei Nichtbeachtung bzw. einem Unterschreiten des Sicherheitsabstand 
zu den Leiter-seilen kann unter Umständen zu Lebensgefahr führen. 

Wir bitten um die weitere Beteiligung im Verfahren. 

Die Stadt bedankt sich für die Hinweise.  
Sie sind bei der Durchführung der Planung zu beachten.  

H 

 
08 

 
LWK Niedersachsen – Bezirksstelle Hannover 

 
 
 

 Datum: 24.11.2023   

 zur o.g. Planung werden aus Sicht der von der Landwirtschaftskammer 
Niedersachsen zu vertretenden öffentlichen und fachlichen Belangen 
keine grundlegende Bedenken und Anregungen vorgetragen. 

Keine Abwägung erforderlich. K 

mailto:DB.Energie.TechnischesBueroNord@deutschebahn.com
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10. 

 
Amt für regionale Landesentwicklung Leine-Weser 

  
 

 Datum: 07.11.2023   

 Hagen befindet sich zusammen mit Borstel, Dudensen und Nöpke im 
Landesprogramm Dorfentwicklung (Dorfregion Mühlenfelder Land). 

Aus Sicht des Dezernates 3.1 (Strukturförderung ländlicher Raum) des 
Amtes für regionale Landesentwicklung Leine-Weser wird in punkto der 
Gebäudegestaltung angeregt zu prüfen, inwiefern für die Hausfassaden 
Vorgaben aufgenommen werden können, etwa hinsichtlich der farbli-
chen Gestaltung analog zu § 2 (Farben für die Dächer) oder der Ausfüh-
rung (Backsteinoptik vor Putzfassaden). 

Aus Sicht der übrigen von mir zu vertretenden Belange sind weder An-
regungen noch Bedenken vorzutragen. 

Der Vorschlag zur Fassadengestaltung wäre bezogen auf die 
historische Ortslage von Hagen nachvollziehbar. Am äußers-
ten Rand des historischen Dorfes, das in diesem Bereich be-
reits ein sehr heterogenes Erscheinungsbild aufweist, zwingt 
sich die vorgeschlagene Regelung nicht auf. Die erhoffte 
Wirkung ginge auch unter Berücksichtigung der neuen Be-
bauung im 1. Bauabschnitt unter. 

Der Vorschlag zu den Fassaden wird daher nicht berücksich-
tigt.  

Z 

 

11. 
 

LGLN – Kampfmittelbeseitigungsdienst, Hameln - Hannover 
  

 
 Datum: 06.11.2023   

 Für die Planfläche liegen dem Kampfmittelbeseitigungsdienst Nieder-
sachsen die folgenden Erkenntnisse vor (siehe beigefügte Kartenunter-
lage) : 

Empfehlung: Kein Handlungsbedarf 

Fläche A 

Luftbilder: Die derzeit vorliegenden Luftbilder wurden vollständig ausge-
wertet. 
Luftbildauswertung: Nach durchgeführter Luftbildauswertung wird keine 
Kampfmittelbelastung vermutet. 
Sondierung: Es wurde keine Sondierung durchgeführt. 
Räumung: Die Fläche wurde nicht geräumt. 
Belastung: Ein Kampfmittelverdacht hat sich nicht bestätigt. 

 
 
 

Die Ergebnisse der Luftbildauswertung sind bereits in der 
Begründung berücksichtigt.  

Keine Abwägung erforderlich. 

 
 
 

K 
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19. 

 
Leinenetz GmbH  

  
 

 Datum:14.11.2023   

 die LeineNetz GmbH hat als Betreiber der örtlichen Strom- Gas- und 
Telekommunikationsnetze keine Einwände gegen das oben genannte 
Bauvorhaben. 

Die für die Versorgung des Plangebietes erforderlichen Leitungen wer-
den wir auf Grundlage uns rechtzeitig zur Verfügung gestellter Ausfüh-
rungspläne in eigener Regie verlegen. Der Beginn der 
Erschließungsarbeiten im genannten Baugebiet ist uns spätesten 4 Mo-
nate im Vorlauf durch den künftigen Erschließungsträger oder seinen 
Beauftragten schriftlich anzuzeigen. Aus einer nicht rechtzeitig erfolgten 
Anzeige können Verzögerungen resultieren. Für gegebenenfalls entste-
henden Bauverzögerungen übernehmen wir keine Haftung. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie betreffen 
die Durchführung der Planung. 

 

H 

 Aufgrund der allgemeinen klimapolitischen Ziele bauen wir unser Erd-
gasnetz nicht weiter proaktiv aus. Deshalb können wir die Erschließung 
neuer Baugebiete mit dem Energieträger Erdgas nur nach gesonderter 
Beauftragung und Zahlung eines Erschließungsbeitrages durch den Er-
schließungsträger durchführen. Für die Erstellung eines entsprechen-
den Angebotes müssen uns rechtzeitig der voraussichtliche Gasbedarf 
und die zu erschließenden Bereiche des B-Planes schriftlich mitgeteilt 
werden. 

Die Stadt geht davon aus, dass eine Erschließung mit Erd-
gas nicht erforderlich wird. 

K 

 Besondere Stromverbraucher wie E-Ladestationen oder sehr stark 
elektrisch basierte Wärmeenergiekonzepte können die Errichtung einer 
neuen Transformatorenstation erforderlich machen. Für die Aufstellung 
und den Betrieb einer solchen Anlage benötigen wir in der Regel eine 
freie Grundstücksfläche von ca. 6 m x 6 m. Wir bitten Sie, diese Fläche 
im vorliegenden B-Plan zu berücksichtigen und bei entsprechender Pla-
nungsreife, die weitere Vorgehensweise mit uns abzustimmen. 

Bei der Erschließung des 1. Bauabschnitts wurde im Bereich 
der Spielplatzfläche eine Trafostation errichtet.  

Die Rückfrage bei der Leinenetz GmbH hat ergeben, dass 
derzeit noch nicht abschließend abgesehen werden kann, ob 
die vorhandene Trafostation für die Versorgung des Gebiets 
ausreichend dimensioniert ist. Dem Wunsch nach einem wei-
teren Standort liegt daher die Unwägbarkeit der Abschätzung 
des künftigen Bedarfs zugrunde. 

V 
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Eine ggfs. erforderliche, weitere Trafostation kann, wie die 
bestehende, innerhalb der großzügig dimensionierten Spiel-
platzfläche errichtet werden. Gesonderte Festsetzungen sind 
dazu nicht erforderlich. 

 Die im B-Plan für Versorgungsleitungen vorgesehenen Trassenräume 
sind so zu gestalten, dass keine Beeinträchtigung unserer Versorgung-
anlagen durch Bepflanzung o.ä. zu erwarten ist. Dabei sind u.a. die 
Richtlinien des DVGW-Regelwerks GW 125 zu beachten und dringend 
anzuwenden. 

Falls im betreffenden B-Plan unsere Versorgungsleitungen über künf-
tige Privatwege geführt werden müssen, sind diese zu unseren Gunsten 
durch den Erschließungsträger im Vorfeld leitungsrechtlich abzusichern.  

Versorgungsleitungen, die nach dem Endausbau des Bebauungsplans 
in künftig öffentlich gewidmeten Flächen verlaufen, bedürfen keiner ge-
sonderten Absicherung. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie betreffen 
die Durchführung der Planung. 

H 

 
21. 

 
Deutsche Telekom Technik GmbH, Hannover 

  
 

 Datum: 12.12.2023   
 

die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als 
Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - 
hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmäch-
tigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie 
alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend 
die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung 
nehmen wir wie folgt Stellung: 

Seitens der Telekom bestehen gegen den Bebauungsplan Nr. 513 B 
Vor dem Linnenbalken, 2. Bauabschnitt, Stadt Neustadt a. Rbge. grund-
sätzlich keine Bedenken.  

Zur telekommunikationstechnischen Versorgung des Planbereiches 
durch die Telekom ist die Verlegung neuer Telekommunikationslinien 
erforderlich.  

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie betreffen 
die Durchführung der Planung. 

H 
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Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die 
Koordinierung mit den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist 
es notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen 
im Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH so 
früh wie möglich, mindestens 3 Monate vor Baubeginn, schriftlich ange-
zeigt werden.  

Bitte informieren Sie uns frühzeitig über die weiteren Planungsaktivitä-
ten.  

Wir bitten unsere verspätet abgegebene Stellungnahme zu entschuldi-
gen! 

 
25. 

 
Avacon Netz GmbH, Sarstedt 

  
 

 Datum: 19.10.2023   

 anbei übersenden wir Ihnen die gewünschte Stellungnahme. 

WICHTIG: Leerauskunft. Im Bereich Ihrer Leitungsauskunft wurden 
keine Einbauten unseres Unternehmens gefunden!  

Keine Abwägung erforderlich. K 

 
26. 

 
PLEdoc GmbH, Essen 

  
 

 Datum: 26.10.2023   

 wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme und teilen Ihnen hierzu mit, 
dass von uns verwaltete Versorgungsanlagen der nachstehend aufge-
führten Eigentümer bzw. Betreiber von der geplanten Maßnahme nicht 
betroffen werden: 

• OGE (Open Grid Europe GmbH), Essen 
• Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 
• Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), Netzgebiet Nordbayern, Schwaig 
bei Nürnberg 
• Mittel-Europäische Gasleitungsgesellschaft mbH (MEGAL), Essen 
• Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH (METG), Es-
sen 
• Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & Co. KG 

Keine Abwägung erforderlich. K 
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(NETG), Dortmund 
• Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Essen 

Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im Übersichtsplan mar-
kierte Bereich. Dort dargestellte Leitungsverläufe dienen nur zur 
groben Übersicht. 

Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Projektbereichs be-
darf immer einer erneuten Abstimmung mit uns. 

 
27. 

 
ExxonMobil Production Deutschland GmbH, Hannover 

  
 

 Datum: 27.11.2023   

 wir schreiben Ihnen im Auftrage der BEB Erdgas und Erdöl GmbH, der 
Mobil Erdgas-Erdöl GmbH (MEEG) und der Norddeutschen Erdgas-Auf-
bereitungs-Gesellschaft mbH (NEAG) und danken für die Beteiligung in 
o.g. Angelegenheit. 

Wir möchten Ihnen mitteilen, daß Anlagen oder Leitungen der oben ge-
nannten Gesellschaften von dem angefragten Vorhaben nicht betroffen 
sind.  

Keine Abwägung erforderlich. K 

 
29. 

 
Tennet TSO, Lehrte 

  
 

 Datum: 30.10.2023   

 in der angegebenen Örtlichkeit befinden sich keine Versorgungsanlagen 
unserer Gesellschaft. 

Keine Abwägung erforderlich. K 

 

30. 
 

Transnet BW (Stuttgart) 
  

 
 Datum: 19.10.2023   

 wir haben Ihre Unterlagen dankend erhalten und mit unserer Leitungs-
dokumentation abgeglichen. 

Im geplanten Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Nr. 513 B „Vor 
dem Linnenbalken - 2. Bauabschnitt“ Stadt Neustadt a. Rbge. Stadtteil 
Hagen" betreibt und plant die TransnetBW GmbH keine Höchstspan-
nungsfreileitung. 

Keine Abwägung erforderlich. K 
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Daher haben wir keine Bedenken und Anmerkungen vorzubringen.  

Eine weitere Beteiligung am Verfahren ist nichterforderlich. 

 
34. 

 
Naturschutzbund Niedersachsen – Ortsgruppe Neustadt e.V. 

  
 

 Datum: 20.11.2023   

 der NABU Neustadt nimmt zum Entwurf des Bebauungsplans 513B wie 
folgt Stellung: Der NABU begrüßt ausdrücklich 

 die textliche Festsetzung zur Pflanzung von Bäumen im Stra-
ßenraum (auch wenn es aus stadtklimatischer Sicht unsinnig ist, 
dass laut Begründung zum Bebauungsplan anzustreben ist, nur 
heimische Baumarten in den Straßenraum zu pflanzen), 

 die Verpflichtung der Grundstückseigentümer am Ortsrand zu ei-
ner großzügigen Eingrünung ihres Grundstücks zur freien Land-
schaft hin, und 

 das Entwässerungskonzept, das das Niederschlagswasser so-
wohl von den privaten als auch den öffentlichen Flächen durch 
Versickerung dem Grundwasser zuführt. 

 

Die Stadt bedankt sich für diese Einschätzungen. 

Nach den textlichen Festsetzungen sind Laubbäume zu 
pflanzen, die in der Liste der Gartenamtsleiterkonferenz 
(GALK) als geeignet oder gut geeignet für den Straßenraum 
eingestuft sind. Die Stadt vertraut auf die Fachkompetenz 
der GALK und greift daher auf deren Vorschläge zurück. 

K 

 Flächenverbrauch 
Auch wenn in begrenztem Maße der Bau von zweigeschossigen Mehr-
familienhäusern möglich ist - aber nicht verpflichtend! -, so ist der Flä-
chenverbrauch für „in erster Linie Einzel- und Doppelhäuser“ doch 
immer noch sehr hoch und wird damit den aktuellen und künftigen An-
forderungen an flächensparendem Bauen in keinster Weise gerecht. 
Die Selbstverpflichtungen auf Bundes- und Landesebene (z. B. Nieder-
sächsischer Weg) werden damit ignoriert und ad absurdum geführt. 
Mehr noch: Das Nature Restoration Law strebt auf EU-Ebene sogar 
eine Wiederherstellung von Natur in einem hohen Maße an. Den mit 
diesem Baugebiet verbundenen Flächenfraß lehnt der NABU daher ab - 
auch wenn positiv hervorzuheben ist, dass seitens der Planer durchaus 

Zu den Belangen, denen die Stadt Neustadt a. Rbge. mit die-
sem Plan Rechnung trägt, gehört die Bereitstellung von 
Grundstücken und Wohnraum, die von der Bevölkerung 
nachgefragt werden. Die Stadt hat daher in der Abwägung 
ihrer Ziele mit Grund und Boden sparsam umzugehen und 
die Neuversiegelung auf das Minimum zu begrenzen oder zu 
vermeiden sowie der Nachfrage nach Bauland zur Realisie-
rung bestimmter Bautypen abzuwägen. Außerdem hat sie 
dafür Rechnung zu tragen, dass sich die bauliche Entwick-
lung ihrer ländlichen Stadtteile auch in die eher dörfliche Um-
gebung möglichst harmonisch einfügt. Diese Abwägung hat 
die Stadt in der vorliegenden Planung vorgenommen und 
hält die vorgesehen Festsetzungen zum Maß der baulichen 

Z 
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Festsetzungen zur biologischen Optimierung des Baugebietes getroffen 
wurden. 

 

Nutzung für einen Mittelweg der den unterschiedlichen Be-
langen gerecht wird.  

Die Vorschläge des NABU werden nicht berücksichtigt. 

 Eingrünung der privaten Grundstücke 
Die Bedeutung von Baumpflanzungen ist unumstritten, wobei sie beson-
ders in versiegelten Bereichen - und Baugebiete gehören dazu - von ho-
her Bedeutung für alle Lebewesen und den Wasserhaushalt sind. 

Der NABU fordert daher die Festsetzung von verbindlichen Baumpflan-
zungen von mindestens einem klein- oder mittelkronigen Baum auf je-
dem privaten Grundstück. 

 

 
Der Vorschlag wird berücksichtigt. Die textlichen Festsetzun-
gen werden entsprechend ergänzt. 

 

T 

 Verbot von Schottergärten 
Schottergärten sind in Niedersachsen gesetzlich verboten. Dennoch 
darf angesichts der unsäglichen Schotterkultur in Neustadts Neubauge-
bieten davon ausgegangen werden, dass viele Bauwillige nicht wissen, 
dass Schottergärten wirklich gesetzlich verboten sind. Der NABU fordert 
daher einen entsprechenden Hinweis oder textliche Aufnahme des Ge-
setzes in die textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan. 

 

Schottergärten sind bereits aufgrund des § 9 Abs. 2 der Nie-
dersächsischen Bauordnung (NBauO) verboten. Daher be-
darf es keiner weiteren Regelung im Bebauungsplan. Nach 
den Erfahrungen der Stadt werden die textlichen Festsetzun-
gen eines B-Plans von Bauwilligen nicht häufiger gelesen als 
die für ihr Bauvorhaben anzuwendenden übrigen gesetzli-
chen und untergesetzlichen Vorschriften. Die Stadt setzt da-
her auf Informationen, die besser auf die Adressaten 
abgestimmt sind, z. B. die Broschüre „Insektenvielfalt in Nie-
dersachsen – und was wir dafür tun können“ des NLWKN 
(2019). 

 

Z 

 


